für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— — 


Nr. 9. 


Inhalt: Geſetz, betreffend eine Abänderung der Grundbuchordnung, S. 121. — Geſetz, betreffend die Um- 
geſtaltung des Kurmärkiſchen und des Neumärkiſchen Aemterkirchenfonds, S. 122. — Geſetz, betreffend 
eine dem Herzoglich Glücksburgiſchen Hauſe zu gewährende vertragsmäßige Abfindung, S. 125. — 
Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗Amtsblätter 
publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden x, S. 128. 


(Nr. 8841.) Geſetz, betreffend eine Abänderung der Grundbuchordnung. Vom 14. März 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: 

In der Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 (Geſetz⸗Samml. S. 446) 
wird der $. 132 durch nachſtehende Vorſchriften erſetzt: 


$. 132. 


Iſt ein Grundbuch zerſtört oder verloren gegangen, ſo erfolgt deſſen 
Wiederherſtellung auf Grund einer Königlichen Verordnung. 

In der Verordnung können zugleich in Betreff der Grundſtücke, welche in 
dem zerſtörten oder verloren gegangenen Grundbuch verzeichnet geweſen ſind, 
Beſtimmungen erlaſſen werden: 


1) für die Zeit bis zur Wiederherſtellung des Grundbuchs, über die 
freiwillige Veräußerung, über die Belaſtung und über die Eintragung 
von Vormerkungen, ſowie über die Feſtſtellung eines Verzeichniſſes der 
Perſonen, welche bei einer Zwangsverſteigerung an Stelle der aus dem 
Grundbuch erſichtlichen Betheiligten zu berückſichtigen find; 


2) über die Amortiſation der gleichzeitig mit dem Grundbuch zerſtörten 
oder verloren gegangenen Hypothekenurkunden und Grundſchuldbriefe. 
Gef. Samml. 1882. (Nr. 8841-8842.) 21 


Ausgegeben zu Berlin den 29. März 1882. 


N 


ae 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 14. März 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 


(Nr, 8842.) Geſetz, betreffend die Umgeſtaltung des Kurmärkiſchen und des Neumärkiſchen 
Aemterkirchenfonds. Vom 16. März 1882, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen über die Umgeſtaltung des Kurmärkiſchen und des Neumärkiſchen 
Aemterkirchenfonds mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: f 

§. 1. 


Den Kirchen des Kurmärkiſchen Amtskirchenverbandes werden am 1. April 
1883 die zum Subſtanzvermögen gehörigen Kapitalien, welche ſie nachweislich 
dem Aemterkirchenfonds zugeführt haben — Werthpapiere in den eingelieferten 
Stücken, ſofern dieſe in der Kaſſe des Fonds noch vorhanden ſind, andernfalls 
nach dem Nominalwerth —, zurückgewährt. 

Jeder Kirche des Verbandes iſt durch den Oberpräſidenten der Provinz 
Brandenburg ein Verzeichniß der zurückzugewährenden Kapitalien und Werthpapiere 
oder die Benachrichtigung, daß der Kirche ein Anſpruch nicht zuſteht, zuzuſtellen. 

Ueber Anſprüche, welche in das Verzeichniß nicht aufgenommen find, ent- 
ſcheidet auf die binnen einer Ausſchlußfriſt von drei Monaten von der Zuſtellung 
ab gegen den durch den Oberpräſidenten vertretenen Fonds anzubringende Klage 
der Gemeindeorgane im Verwaltungsſtreitverfahren das Oberverwaltungsgericht. 


$. 2. 

Vom 1. April 1883 ab kommt die Verpflichtung der Amtskirchen, die 
Jahresüberſchüſſe ihres Vermögens einſchließlich der Ueberſchüſſe aus dem letzten 
Etatsjahr an den Fonds abzuführen, in Wegfall. Einnahmereſte aus früheren 
Etatsjahren ſind jedoch nachträglich einzuzahlen. 

Vom 1. April 1883 fällt die Zahlung von Zuſchüſſen an unvermögende 
Amtskirchen aus dem Fonds fort. Die bisher aus dem Fonds für Rechnung 
von Amtskirchen geleiſteten Zahlungen ſind von demſelben Zeitpunkte ab aus den 
Kaſſen der betreffenden Amtskirchen zu leiſten. 
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Alle übrigen etatsmäßigen Zuſchüſſe an Kirchen, Schulen, Kirchen- und 
Schulbeamte oder deren Hinterbliebene find bis zum Ablauf der Bewilligung 
von den in F. 4 bezeichneten Fonds — von einem jeden hinſichtlich der Ortſchaften 
ſeines Bezirks, in welchem die betreffenden Kirchen und Schulen liegen oder die 
betreffenden Beamten angeftellt find, beziehungsweiſe zuletzt angeſtellt waren — 
zu zahlen. 

$. 3. 


Für die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes begonnenen Bauten an Amts⸗ 
kirchen ſind die Koſten, ſoweit ſie nicht aus dem verfügbaren Vermögen der be— 
treffenden Kirche beſtritten werden können, nach den bisher geltenden Beſtimmungen 
aus dem Vermögen des Aemterkirchenfonds zu gewähren. 

Dieſelben Beſtimmungen gelten für die Bemeſſung des Patronatsbeitrages. 


$. 4. 

Das nach Zurückgewährung der Subſtanzkapitalien ($. 1) und nach Ab: 
rechnung der Baukoſten (F. 3) verbleibende Vermögen wird in der Weiſe ge— 
theilt, daß 

der Kurmärkiſche Aemterkirchenfonds, welcher für die bisher dem Verbande 

zugehörigen, in der Provinz Brandenburg gelegenen Amtskirchen fortbeſteht, 

vier Fünftel, 

der Altmärkiſche Aemterkirchenfonds, welcher für die bisher dem Verbande 

zugehörigen, in dem Regierungsbezirke Magdeburg gelegenen Amtskirchen 

beſtimmt iſt, 
ein Fünftel 


$. 5. 

Die Beſtimmungen in $. 1, F. 2 Abſatz 1 und F. 3 finden auf den Neu- 
märkiſchen Aemterkirchenfonds entſprechende Anwendung mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle des Oberpräſidenten der Provinz Brandenburg der Regierungs⸗ 
präſident in Frankfurt a. O. tritt. 

Der nach Zurückgewährung der Subſtanzkapitalien ($. 1) und nach Ab- 
rechnung der Baukoſten ($. 3) verbleibende Betrag bildet das Kapitalvermögen 
des Neumärkiſchen Aemterkirchenfonds, welcher für die dieſem Verbande bisher 
zugehörigen Kirchen fortbeſteht. 

F. 6. 


Das in den $$. 4 und 5 bezeichnete Kapitalvermögen der Kurmärkiſchen, 
Altmärkiſchen und Neumärkiſchen Aemterkirchenfonds iſt unangreifbar. 

Die Zinſen deſſelben find, ſoweit fie nicht zur Deckung der Verwaltungs⸗ 
koſten und der in $. 2 Abſatz 3 bezeichneten Zuſchüſſe erforderlich find, aus— 
ſchließlich zur Gewährung von Beihülfen für die Bauten an Amtskirchen ein⸗ 
ſchließlich der Beſchaffung von Glocken und Orgeln zu verwenden. 

(Nr. 8842.) * 


erhält. 


Bu 
Bis zur Höhe von 5 Prozent der Zinſen können diefelben alljährlich dem 
Kapitalvermögen zugeſchlagen werden. b ö 


F. 7. 0 

Die Beihülfen (F. 6 Abſatz 2) bleiben bei der Bemeſſung des Patronats⸗ 
Baubeitrages außer Betracht. 

$. 8. 

Die Vertretung und Verwaltung der Aemterkirchenfonds ($. 6), denen die 
Rechte juriſtiſcher Perſonen zuſtehen, geht auf die Konſiſtorien — in Betreff des 
Kurmärkiſchen und des Neumärkiſchen Fonds auf das Konſiſtorium der Provinz 
Brandenburg, in Betreff des Altmärkiſchen Fonds auf das Konſiſtorium der 
Provinz Sachſen — über. 

Die bei der Verwaltung der Fonds und der Verwendung der Zinſen ($. 6) 
zu beobachtenden Grundſätze, ſowie die Theilnahme ſynodaler Vertreter an den 
Geſchäften werden durch beſondere, von dem Evangeliſchen Oberkirchenrath nach 
Anhörung der betheiligten Provinzialſynodalvorſtände — (binſichtlich des Neu⸗ 
märkiſchen Fonds des Brandenburgiſchen, Pommerſchen, ſowie Oſt- und Weſt⸗ 
preußiſchen Provinzialſynodalvorſtandes) — beziehungsweiſe der von den Pro⸗ 
vinzialſynoden Brandenburg und Sachſen hierzu im Voraus beſtellten Vertretungen 
zu erlaſſende Statuten beſtimmt, welche der Beſtätigung der Miniſter des Innern, 
der geiſtlichen Angelegenheiten und der Juſtiz bedürfen. 


8.9. 

Der Zeitpunkt, mit welchem die Verwaltung der Aemterkirchenfonds auf 
die Konſiſtorien übergeht, wird durch Königliche Verordnung feſtgeſetzt. 

Mit demſelben Zeitpunkt treten die Reglements vom 1. Februar 1723 und 
18. September 1739, ſowie die Deklarationen vom 13. Februar 1787 und vom 
25. Oktober 1828 außer Kraft. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes iſt der Miniſter der geiſtlichen An⸗ 
gelegenheiten beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 16. März 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 
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(Nr. 8843.) Geſetz, betreffend eine dem Herzoglich Glücksburgiſchen Hauſe zu gewährende 
vertragsmäßige Abfindung. Vom 20. März 1882. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
Einziger Artikel. 
Die in dem anliegenden Vertrage mit dem Herzoglich Glücksburgiſchen 
2 Haufe bei Wegfall der bisher unter dem Namen des Plöner Aequivalents ge⸗ 
währten Rente von 36 000 Mark übernommene Abfindungsrente von jährlich 
54000 Mark iſt für die Zeit bis zum 31. März 1883 aus den bereiteſten 


Mitteln des Staates zu zahlen und für die Folge in den Staatshaushalts⸗Etat 
aufzunehmen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 20. März 1882. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. v. Kameke. Maybach. Bitter. 
Lucius. Friedberg. v. Boetticher. v. Goßler. 


(Nr. 8843.) 
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Nachdem Seine Majeſtät der Kaiſer und König zu beſtimmen geruht haben, 
daß den von Seiner Hoheit dem Herzog Friedrich zu Schleswig-Holſtein⸗Son⸗ 
derburg⸗Glücksburg, als Chef des Herzoglichen Hauſes Glücksburg, geſtellten 
Anträgen auf Regelung der Anſprüche jenes Hauſes wegen der Succeſſionsrechte 
deſſelben an den ehemals Herzoglich Plön'ſchen und den ehemals Herzoglich Glücks⸗ 
burgiſchen Landen im Wege eines vertragsmäßigen Abkommens entſprochen werde, 
haben die Unterzeichneten, nämlich: 


der Geheime Ober-Finanzrath Dr. Hans Rüdorff als Bevollmächtigter 
der Königlichen Staatsregierung, 


der Oberlandesgerichtsrath Franz C. Reimers als Bevollmächtigter Seiner 
Hoheit des Herzogs Friedrich zu Schleswig-Holſtein-Sonderburg⸗ 
Glücksburg, 
vorbehaltlich der Allerhöchſten Genehmigung Folgendes verabredet: 


§. 1. a 

Seine Hoheit der Herzog Friedrich zu Schleswig - Holftein - Son- 
derburg⸗Glücksburg verzichtet im Wege des Vergleichs für Sich und als 
Repräſentant des Herzoglich Glücksburgiſchen (vormals Beckſſchen) Hauſes 
auf alle und jede Anſprüche — insbeſondere wegen einer Abfindung 
in Gütern und liegenden Gründen —, welche dem gedachten Hauſe aus 
deſſen Rechten auf die Succeſſion in die ehemals Herzoglich Plön'ſchen 
und die ehemals Herzoglich Glücksburgiſchen Lande gegenüber dem 
Preußiſchen Staate zugeſtanden haben oder noch etwa zuſtehen möchten. 


§. 2. 

Die Königliche Staatsregierung verpflichtet ſich dagegen, dem 
Herzoglichen Haufe Glücksburg eine jährliche Rente von 54 000 Mark 
„Vierundfünfzigtauſend Mark“ vom 1. April 1881 ab zu zahlen. 

Die Zahlung der Rente erfolgt in vierteljährlichen Raten im 
Voraus an den jedesmaligen Inhaber des Herzoglich Glücksburgiſchen 
Güterfideikommiſſes und ſollen für die Nachfolge in den Bezug der Rente 
diejenigen Beſtimmungen maßgebend fein, welche in den Artikeln X und XI 
der Stiftungsurkunde jenes Güterfideikommiſſes vom Jahre 1854/55 
enthalten ſind. s 

3. 


Die dem Herzoglich Glücksburgiſchen Hauſe bisher von dem 
Preußiſchen Staate unter der Bezeichnung des ſogenannten Holſtein⸗ 
Plön'ſchen Aequivalents auf Grund des Artikels XI des Wiener Friedens 
vom 30. Oktober 1864 gewährte Rente von jährlich 36 000 Mark 
kommt vom 1. April 1881 ab in Wegfall, da ſolche in der nach $. 2 
zu gewährenden Rente enthalten iſt. Die bis zur Rechtskraft dieſes 


Bier 3 


el rg 
Vertrages auf die bisherige Rente gezahlten Summen werden auf die 
nach $. 2 zu zahlende Rente angerechnet. 


| $. 4. 

Mit dem Erlöſchen des Mannsſtammes des Herzoglich Glücks⸗ 
burgiſchen Hauſes, ſoweit derſelbe nach den im §. 2 erwähnten Beſtim⸗ 
mungen der Stiftungs⸗Urkunde des bezeichneten Fideikommiſſes nachfolge⸗ 
berechtigt iſt, fällt die im $. 1 ſtipulirte Rente an den Preußiſchen 
Staat zurück. 

Sollten in dieſem Falle eine Wittwe oder eine Tochter des letzt 
berechtigten Beſitzers vorhanden ſein, ſo bezieht die Wittwe und nach 
deren Ableben die Tochter (beziehentlich etwa vorhandene mehrere Töchter 
nach Kopftheilen) noch die Hälfte der im F. 2 feſtgeſetzten Rente auf 
Lebenszeit. 

So geſchehen Berlin, den 31. Januar 1882. 


* 
(L. S.) Hans Rüdorff. (L. S.) Franz C. Reimers. 


Die Allerhöchſte Genehmigung des Vertrages iſt erfolgt. 


(Nr. 8843.) 
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Bekanntmachung. 


„Nach Vorfeheift des Gejepes vom 10. April 1872 (Gefep-Samml. S. 357) 
find befannt gemacht: | 

1) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Dezember 1881, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Erhebung des Chauffeegeldes nach dem 1½ fachen Betrage 
der Sätze des Chauffeegeldtarifs vom 29. Februar 1840 an die Gemeinden 
Dorſtfeld, Marten, Oespel, Kley und Lütgendortmund im Landkreiſe 
Dortmund auf der von ihnen erbauten Chauſſee von Dorſtfeld über 
Bahnhof Marten und Lütgendortmund nach der Witten⸗Caſtroper Pro⸗ 
vinzialchauſſee, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg, 
Jahrgang 1882 Nr. 1 S. 3, ausgegeben den 7. Januar 1882; 

2) der Allerhöchſte Erlaß vom 25. Januar 1882, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an den Kreis Wongrowitz für die zum Bau einer 
Chauſſee von Kaliska an der Wongrowig-Exiner Chauſſee über Lekno, 
Bogdarka, Slembowo bis zur Schubiner Kreisgrenze in der Richtung auf 
Znin erforderlichen Grundſtücke, ſowie des Rechts zur Erhebung des tarif⸗ 
mäßigen Chauſſeegeldes auf dieſer Straße, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 10 S. 69, ausgegeben den 
10. März 1882, age 

3) das unterm 6. Februar 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich- 
verband der Waterneversdorf⸗Neudorfer Niederung im Kreiſe Plön durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 11 S. 97 
bis 103, ausgegeben den 9. März 1882; 


4) das unterm 6. Februar 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Deich⸗ 
verband der Fuhlenſee-Niederung im Kreiſe Eckernförde durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 11 S. 103 bis 105, aus⸗ 
gegeben den 9. März 1882, 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Februar 1882, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Erhebung des tarifmäßigen Chauſſeegeldes an den Kreis 
Teltow auf der von demſelben erbauten Chauſſee von Mittenwalde nach 
Kleinziethen bis zur Berlin- Glafower Chauſſee ſowie auf der das Dorf Waf- 
mannsdorf mit der Hauptlinie verbindenden Zweigchauſſee, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam Nr. 12 S. 99, ausgegeben 
den 24. März 1882; 

6) das unterm 1. März 1882 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft der Ilmenau⸗Niederung durch das Amtsblatt für 
Hannover Nr. 12 S. 267 bis 273, ausgegeben den 17. März 1882. 
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Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
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Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


